
Sehr geehrte Leserin,
sehr geehrter Leser,

wer in Deutschland lebt bzw. nach Deutsch-
land eingewandert ist, aber seinen Schul-, 
Berufs- oder Studienabschluss im Ausland 
absolviert hat, steht sehr häufi g vor einem 
Problem: Der Abschluss gilt nicht als gleich-
wertig oder er wird nicht anerkannt. Infolge-
dessen sind Menschen mit ausländischen 
Abschlüssen viel zu oft unterqualifi ziert be-
schäftigt oder arbeitslos.

Erleichterung soll seit Anfang des Jahres 
ein neues Gesetz bringen: Am 1. April 2012 
ist das „Gesetz zur Verbesserung der Fest-
stellung und Anerkennung im Ausland er-
worbener Berufsqualifi kationen“, kurz An-
erkennungsgesetz, in Kraft getreten. Damit 
verbindet sich die Hoffnung, Menschen mit 
Migrationshintergrund besser in den deut-
schen Arbeitsmarkt integrieren zu können.

Mit dem Anerkennungsgesetz NRW, das 
demnächst vom Landtag verabschiedet wird, 
sollen die Voraussetzungen zur Umsetzung 
des Rechtsanspruchs auf Überprüfung von 
im Ausland erworbenen Berufsqualifi katio-
nen auch für die in NRW landesrechtlich ge-
regelten Berufe geschaffen werden. In der Ar-
beit vor Ort gibt es jedoch noch viele offene 
Fragen. Jugendsozialarbeit aktuell nennt die 
wichtigsten Neuerungen und benennt beste-
hende Herausforderungen für die Praxis. 

Ich wünsche Ihnen eine anregende Lektüre.
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Qualifi kationen?

Christine Müller

Die schnelle Anerkennung ausländischer Bil-
dungs-, Berufs- und Hochschulabschlüsse ist 
ein wichtiger Beitrag zur erfolgreichen Integ-
ration. Die Potenziale von Menschen mit Mi-
grationshintergrund werden in Deutschland 
immer noch nicht ausreichend gesehen und 
genutzt. So arbeiten laut der „Brain-Waste-
Studie“ von 2007 (vgl. Englmann/Maier o. J.) 
nur 16 % der Menschen mit Migrationshin-
tergrund, die ihren Abschluss im Ausland er-
worben haben, im erlernten Beruf. 

Welche Änderungen bringt das Gesetz mit 
sich?

Das „Gesetz zur Verbesserung der Fest-
stellung und Anerkennung im Ausland er-
worbener Berufsqualifi kationen“, kurz An-
erkennungsgesetz, regelt die Anerkennung 
ausländischer Berufsqualifi kationen für Be-
rufe in der Zuständigkeit des Bundes. 
Es ist ein Artikelgesetz und umfasst das 
Bundesgesetz „Berufsqualifi kationsfest-
stellungsgesetz – BQFG“ (Zuständigkeit des 
BMBF) sowie Änderungen beziehungsweise 
Anpassungen in den berufsrechtlichen Fach-
gesetzen und Verordnungen (Zuständigkei-
ten der Fachressorts).
Das Anerkennungsgesetz formuliert erst-
mals einen Rechtsanspruch auf ein Verfahren 
zur Anerkennung ausländischer Berufsquali-
fi kationen – und zwar für alle, unabhängig 
vom Herkunftsland und Aufenthaltsstatus, 
und innerhalb von drei Monaten nach Einrei-
chen der erforderlichen Papiere. Das Gesetz 
ergänzt die bereits bestehenden Regelungen 
der Richtlinie 2005/36/EG des Europäischen 
Parlaments und Rates für EU-Bürger_innen 
im reglementierten Bereich sowie den § 10 
des Bundesvertriebenengesetzes für Per-
sonen mit Spätaussiedlerstatus, die wei-
terhin Gültigkeit behalten. Die Länder haben 
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angekündigt, die Berufsgesetze, die in ihre Zu-
ständigkeit fallen, entsprechend anzupassen. 
Für Berufe, die in Länderzuständigkeit geregelt 
sind, z. B. Lehrer oder Ingenieure, werden die 
Rechtsgrundlagen derzeit angepasst (voraus-
sichtlich bis Ende 2012). Der Gesetzesentwurf 
für Nordrhein-Westfalen wurde im Sommer vom 
Kabinett gebilligt und soll demnächst im Land-
tag verabschiedet werden.

Neu: Ein Rechtsanspruch auf ein Gleichwertig-
keitsfeststellungsverfahren 

Die Gleichwertigkeitsprüfung eines ausländi-
schen Abschlusses mit einem deutschen Re-
ferenzberuf erfolgt nach festgelegten formalen 
Kriterien wie zum Beispiel Inhalt und Dauer der 
Ausbildung. Neben der Ausbildung kann auch 
die im In- oder Ausland erworbene Berufspra-
xis berücksichtigt werden. Können erforderliche 
Nachweise nicht vorgelegt werden (beispiels-
weise von Flüchtlingen, die ihre Unterlagen 
verloren haben), ist es möglich, eine Qualifi ka-
tionsanalyse zur Feststellung der berufl ichen 
Kompetenzen (z. B. Fachgespräch oder Arbeits-
probe) durchzuführen. 
Werden am Ende der Verfahren zur Überprüfung 
der Gleichwertigkeit nach dem BQFG keine we-
sentlichen Unterschiede zwischen dem auslän-
dischen und dem deutschen Referenzabschluss 
festgestellt, bescheinigt die zuständige Stelle 
die Gleichwertigkeit in Form eines formellen 
Bescheides, der seinen Inhaber rechtlich so be-
handelt wie Personen mit einem entsprechen-
den deutschen Berufsabschluss. Das Gesetz ist 
nicht anwendbar auf nicht reglementierte Hoch-
schulqualifi kationen (z. B. Physiker, Informati-
ker, Germanisten) sowie Schulabschlüsse und 
Zugänge zur Hochschule.

Reglementierte Berufe setzen eine Gleichwer-
tigkeitsprüfung voraus

Die EU-Richtlinie zur Anerkennung von Berufs-
qualifi kationen (2005/36/EG) defi niert eine be-
rufl iche Tätigkeit als reglementierten Beruf, „bei 
der die Aufnahme oder Ausübung oder eine der 
Arten der Ausübung direkt oder indirekt durch 
Rechts- oder Verwaltungsvorschriften an den 
Besitz bestimmter Berufsqualifi kationen gebun-
den ist“ (vgl. BQ-Portal). Reglementierte Berufe 
auf Bundes- und Länderebene wie z. B. Ärzte, 
Krankenpfl eger, Rechtsanwälte, Lehrer und zu-
lassungspfl ichtige Handwerkermeisterberufe 
setzen eine Gleichwertigkeitsprüfung voraus, 
um in Deutschland in diesem Beruf arbeiten zu 
können. Nur mit der geforderten Berufsqualifi -
kation wird der Berufszugang ermöglicht, um 
die Allgemeinheit vor nicht ausreichend qualifi -

zierten Dienstleistern zu schützen. 

Neu: Möglichkeiten der berufl ichen Nach- und 
Anpassungsqualifi zierungen 

Im Rahmen eines Anerkennungsverfahrens soll 
auch festgestellt werden, welche Nach- und An-
passungsqualifi zierungen ggf. notwendig sind, 
um die Gleichwertigkeit mit deutschen Berufs-
abschlüssen herzustellen. 
Bei Ausbildungsberufen stellt die zuständige 
Stelle die vorhandenen Berufsqualifi kationen 
dar und beschreibt die Unterschiede zum deut-
schen Abschluss. Diese Beschreibung soll Be-
werber_innen und Arbeitgeber_innen auf dem 
Arbeitsmarkt helfen und es außerdem ermögli-
chen, sich gegebenenfalls gezielt weiterzuqua-
lifi zieren. 
Bei reglementierten Berufen besteht die Mög-
lichkeit, an einer Anpassungsmaßnahme (Prü-
fung oder Anpassungslehrgang) teilzunehmen, 
um die Gleichwertigkeit zu erreichen. 

Unterstützung und Erstberatung durch Regio-
nale „Fachberatungsstellen für Anerkennung 
und Qualifi zierung“ im IQ-Netzwerk

Die Umsetzung des neuen Anerkennungsgeset-
zes wird fl ankiert durch das Förderprogramm des 
Bundes „Integration durch Qualifi zierung – IQ“. 
Um Anerkennungssuchende bereits im Vorfeld 
der Antragstellung optimal beratend unterstüt-
zen zu können, wurden insgesamt 16 regionale 
IQ-Netzwerke in allen Bundesländern initiiert. 
Eine Übersicht über regionale und landeswei-
te Beratungsangebote in Nordrhein-Westfalen 
steht unter www.iq-nrw.de zur Verfügung. 
Diese Beratungsstellen sollen vorwiegend in der 
Verweisberatung tätig werden, d. h., die Bera-
ter_innen müssen die Referenzberufe kennen 
und an die zuständigen Anerkennungsstellen 
verweisen bzw. an spezialisierte Beratungsstel-
len weitervermitteln. 

Rolle und Aufgaben von Jugendmigrati-
onsdiensten und Migrationsdiensten in der An-
erkennungsberatung

Die örtlichen Jugendmigrationsdienste (JMD) 
und Migrationsdienste für Erwachsene (MBE) 
sind deutschlandweit fl ächendeckend vorhan-
dene Beratungsstellen, die in allen Fragen und 
Themenbereichen für die Integration von neu 
Zugewanderten und je nach Förderbedarf auch 
für bereits länger in Deutschland lebende oder 
auch hier geborene Menschen mit Migrations-
hintergrund zuständig sind. Insofern fungieren 
sie auch als Erstanlauf- und Clearingstellen zu 
Fragen der Anerkennung von ausländischen Ab-
schlüssen und verfügen in diesem Bereich über 



grundlegende Kompetenzen. 
Die JMD haben in ihrem Aufgabenprofi l die Bil-
dungsberatung von Jugendlichen. Dies beinhal-
tet die Beratung im Hinblick auf die Anerkennung 
von Abschlüssen oder die Teilanerkennung von 
Qualifi kationen, Beratung und Be-
gleitung im Verfahren, Sammlung 
und Übersetzung von Papieren 
oder auch konkret die Begleitung 
in diesem Prozess. Bereits bei 
den Jugendmigrationsdiensten 
angesiedelt ist die JMD Bildungs-
beratung Hochschule im Bereich 
Garantiefonds, die im Schwer-
punkt für die Beratung zur Aner-
kennung akademischer Abschlüs-
se zuständig ist.
Im Zuge der Umsetzung des 
BQFG-NRW und den damit poten-
ziell gegebenen Möglichkeiten 
und Perspektiven auf ihre Teilha-
be am Erwerbsleben benötigen 
insbesondere Jugendliche und 
junge Erwachsene ganz konkret 
Unterstützung und Hilfestellung 
– vor allem im sprachlich-kommu-
nikativen Bereich, wenn es darum 
geht, die mitgebrachten Kenntnis-
se und Qualifi kationen gegenüber 
den anerkennenden Stellen zu ar-
tikulieren. Die jungen Menschen 
müssen wissen, worauf es ankommt, damit 
nicht aufgrund von Unkenntnis der Zusammen-
hänge ihre Potenziale verloren gehen. Hier sind 
die Jugendmigrationsdienste wichtige Unter-
stützer, die umfassend und auf der Basis einer 
vertrauensvollen Beziehung mit ihren Klient_in-
nen deren Situation im persönlichen Gespräch 
analysieren und sie im Anerkennungsprozess 
begleiten. Noch ist unklar, wie diese Erfahrun-
gen systematisch im IQ-Beratungsnetzwerk Be-
rücksichtigung fi nden können. Die Finanzierung 
dieses Netzwerkes ist vorerst nur bis Ende 2014 
gesichert. Umso wichtiger für eine nachhaltige 
Sicherung einer qualitativ hochwertigen Aner-
kennungsberatung ist die Berücksichtigung der 
JMD und MBE in der Beratungsstruktur, wie sie 
sowohl von der LAG Jugendsozialarbeit NRW 
und der LAG Freie Wohlfahrtspfl ege NRW als 
auch der Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien 
Wohlfahrtspfl ege in Positions- und Diskussions-
papieren gefordert wurde.

Herausforderungen und offene Fragen für die 
Praxis

In der Praxis stehen Akteure – sowohl der Be-
ratung als auch der Migrationsarbeit – noch 
vor vielen Ungewissheiten. Ein erster wichtiger 

Punkt ist die Kostenfrage: Die Kosten für die An-
erkennung sind hoch und liegen zwischen ca. 
200,-€ und 800,-€ pro Anfrage, in Einzelfällen 
können die Kosten auch höher ausfallen. Die 
Kostenübernahme für ALG II-Empfänger ist nicht 

einheitlich geregelt und liegt im Ermessen der 
Jobcenter und Arbeitsagenturen. Diese gehen 
unterschiedlich mit der Anfrage um, lehnen die 
Übernahme von Kosten für Berufe, die auf dem 
deutschen Arbeitsmarkt nicht nachgefragt sind, 
häufi g ab.
Unklar ist ebenfalls, wie und von wem die ent-
stehenden Kosten für die Nachqualifi zierungen 
fi nanziert werden sollen, da die Betroffenen fi -
nanziell oft nicht in der Lage sind, diese zu tra-
gen. 

Weiter stellt sich das Problem – insbesondere 
für ländliche Regionen – wie genügend Teilneh-
mende mit gleichem Wissensstand bzw. be-
scheinigter notweniger Nachqualifi zierung für 
die modularen Nachqualifi zierungen gefunden 
werden sollen. Es ist ebenfalls unklar, wie Erfolg 
versprechende und passgenaue Angebote der 
Qualifi zierung für alle Berufe aussehen können. 
Hier besteht noch deutlicher Handlungsbedarf.
Die Industrie- und Handelskammern und Hand-
werkskammern haben sich für unterschiedliche 
Vorgehensweisen in der Anerkennung von Ab-
schlüssen entschieden: Während die Industrie- 
und Handelskammern eine zentrale Anlaufstelle 
(IHK Fosa in Nürnberg) eingerichtet haben, legen 
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die Handwerkskammern Wert auf eine indivi-
duelle Beratung. Einheitliche Beratungsstan-
dards sind ausdrücklich nicht gewünscht, da 
die Struktur der Kammern und die Situation in 
den Regionen sehr unterschiedlich seien. Beide 
Vorgehensweisen bieten Vor- und Nachteile: Die 
IHK-Fosa legt den Fokus auf einheitliche Stan-
dards, die Handelskammern betonen den Wert 
des persönlichen Kontakts. Dies verlangt von 
den Berater_innen allerdings ein hohes Maß an 
interkultureller Kompetenz, um mit den unter-
schiedlichen Beratungsanfragen adäquat umge-
hen zu können. In diesem Kontext sind JMD und 
MBE ebenfalls wichtige Partner, die beratend 
und unterstützend tätig sein können. Bei Per-
sonen, die eine Ablehnung ihrer Anerkennung 
erhalten haben oder denen von einer Antrag-
stellung abgeraten wird, können sie mit den Kli-
ent_innen im Rahmen des Case Managements 
neue berufl iche Perspektiven erarbeiten und 
ihnen alternative Wege zur Anerkennung aufzei-
gen. Dazu müssen die Kontakte im Netzwerk mit 
den Kammern intensiviert bzw., falls noch nicht 
vorhanden, aufgebaut werden.   

Ausblick

Nach ersten Erkenntnissen scheint die Reso-
nanz auf die Beratungs- und Anerkennungsstel-
len und die Nachfrage nach der Anerkennung 
ausländischer Abschlüsse viel geringer als ge-
plant. Ob dies an den Kosten der Anerkennung 
liegt oder aus anderen Gründen deutlich weni-
ger Menschen ihre Qualifi kationen anerkennen 
lassen wollen als gedacht, kann noch nicht ab-
schließend bewertet werden. Die Gebühren, die 
im Anerkennungsverfahren entstehen, dürfen 
jedenfalls keinen davon abhalten, im Ausland 
erworbene Abschlüsse anerkennen zu lassen. 
Hier muss es eine sozialverträgliche Regelung 
geben.

Das Gesetz kann einen wichtigen Beitrag zu ei-
ner gelingenden Integration hoch motivierter 
Migrant_innen leisten. Es bleibt zu hoffen, dass 
die notwendigen Nachqualifi zierungsmaßnah-
men schnell und für die Betroffenen praktikabel 
(Zeiten, Finanzierung) umgesetzt werden und 
dass sich das Land NRW für eine stabile und 
dauerhafte Beratungsstruktur im Umfeld der An-
erkennungsverfahren einsetzt – die wünschens-
werterweise auch rechtlich verankert ist und die 
Migrationsberatungsstellen als wichtige Partner 
entsprechend einbezieht.
Ansonsten besteht die Gefahr, dass die Betrof-
fenen in den komplexen Verfahren alleine gelas-
sen werden. 
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